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Auf die Revision des KlÃ¤gers werden das Urteil des Landessozialgerichts Berlin
vom 6. November 2002 und das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 22. Oktober
1999 sowie der Bescheid der Beklagten vom 4. Mai 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15. September 1998 aufgehoben. Es wird festgestellt,
dass der KlÃ¤ger in seiner BeschÃ¤ftigung bei der Beigeladenen zu 4) in der Zeit
vom 11. Juli 1997 bis zum 30. September 1997 in der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung versicherungsfrei und zur Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit
beitragsfrei gewesen ist. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen
Kosten des gesamten Rechtsstreits zu erstatten. Im Ã�brigen sind
auÃ�ergerichtliche Kosten des Rechtsstreits nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten darum, ob der KlÃ¤ger auf Grund des
Werkstudentenprivilegs versicherungs- und beitragsfrei gewesen ist.

Der 1972 geborene KlÃ¤ger studierte seit dem Wintersemester 1992/93

                               1 / 9



 

Rechtswissenschaften an der Freien UniversitÃ¤t Berlin. Er war von Januar 1995 bis
September 1997 mit einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von zehn Stunden gegen ein
monatliches Entgelt von 803,59 DM bei der UniversitÃ¤t als studentische Hilfskraft
beschÃ¤ftigt. Am 10. Juli 1997 bestand er die Erste juristische StaatsprÃ¼fung im
Freiversuch. Er blieb jedoch weiter immatrikuliert, um an der
WiederholungsprÃ¼fung zur Notenverbesserung teilzunehmen. Hierzu meldete er
sich fristgerecht am 2. Oktober 1997. Am 13. Oktober 1998 legte er die
WiederholungsprÃ¼fung ab.

Mit Bescheid vom 4. Mai 1998 stellte die beklagte Krankenkasse als Einzugsstelle
gegenÃ¼ber der UniversitÃ¤t als Arbeitgeberin fÃ¼r die Zeit vom 11. Juli 1997 bis
zum 30. September 1997 (Ende der BeschÃ¤ftigung) die "Versicherungspflicht" des
KlÃ¤gers "zur Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung" fest. Nach
Bestehen der Ersten juristischen StaatsprÃ¼fung sei er nicht mehr als ordentlicher
Studierender anzusehen und daher nicht mehr versicherungs- und beitragsfrei.

In der daraufhin vom KlÃ¤ger zum Sozialgericht (SG) erhobenen Klage sah die
Beklagte zugleich einen Widerspruch gegen ihren Bescheid vom 4. Mai 1998 und
bestÃ¤tigte diesen gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger mit dem Widerspruchsbescheid vom
15. September 1998. Das SG hat beigeladen: Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r
Angestellte (Beigeladene zu 1), die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit (Beigeladene zu 2),
die Pflegekasse (Beigeladene zu 3) und die UniversitÃ¤t als Arbeitgeberin
(Beigeladene zu 4). Das SG hat sodann die Klage mit Urteil vom 22. Oktober 1999
abgewiesen, das Landessozialgericht (LSG) die Berufung des KlÃ¤gers mit Urteil
vom 6. November 2002 zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger sei in der Zeit vom 11. Juli
1997 bis zum 30. September 1997 nicht mehr auf Grund des
Werkstudentenprivilegs versicherungs- und beitragsfrei gewesen. Er habe sein
Examen am 10. Juli 1997 erfolgreich abgelegt und sei anschlieÃ�end nicht mehr als
ordentlicher Studierender einer Hochschule anzusehen. Der Wille, an einer
WiederholungsprÃ¼fung zur Notenverbesserung teilzunehmen, sei erst mit der
Meldung zu dieser PrÃ¼fung am 2. Oktober 1997 manifestiert worden. In der Zeit
vorher habe jeder objektive Hinweis darauf gefehlt, dass er sich auf eine
WiederholungsprÃ¼fung vorbereite und an dieser habe teilnehmen wollen. Auch
wenn nach den Verfahrensregelungen des JustizprÃ¼fungsamtes eine vorherige
Meldung nicht bearbeitet worden wÃ¤re, sei der KlÃ¤ger doch faktisch nicht
gehindert gewesen, sich bereits vor dem 2. Oktober 1997 zu melden.

Mit seiner Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger eine Verletzung des Â§ 6 Abs 1 Nr 3 des
FÃ¼nften Buches Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V),
des Â§ 5 Abs 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche
Rentenversicherung (SGB VI aF), des Â§ 20 Abs 1 Nr 9 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch â�� Soziale Pflegeversicherung (SGB XI) und des Â§ 169b Satz 1
Nr 2 des ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG). Student im
sozialversicherungsrechtlichen Sinne sei auch, wer einen Abschluss erreicht habe,
aber noch an einem Verbesserungsversuch teilnehme. Zu Unrecht verlange das LSG
eine frÃ¼hzeitige Meldung zur WiederholungsprÃ¼fung, die nach den Regeln des
JustizprÃ¼fungsamtes nicht zugelassen sei. Nach dem Urteil des
Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 20. August 2002 (AP Nr 8 zu Â§ 611 BGB
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Werkstudent) sei das PrÃ¼fungsverfahren erst beendet, wenn der Kandidat alle
MÃ¶glichkeiten ausgeschÃ¶pft habe und das endgÃ¼ltige PrÃ¼fungsergebnis
bekannt gegeben sei. Der erste und zweite Versuch seien insoweit als integrierte
Teile eines einheitlichen PrÃ¼fungsverfahrens anzusehen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des LSG vom 6. November 2002 und das Urteil des SG vom 22. Oktober
1999 sowie den Bescheid der Beklagten vom 4. Mai 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15. September 1998 aufzuheben und festzustellen,
dass er in seiner BeschÃ¤ftigung bei der Beigeladenen zu 4) in der Zeit vom 11. Juli
1997 bis zum 30. September 1997 in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
versicherungsfrei und zur Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit beitragsfrei gewesen ist.

Die Beklagte sowie die Beigeladenen zu 1) und 3) beantragen,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie halten das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Die Beigeladene zu 1) verweist
auf ein Besprechungsergebnis der SpitzenverbÃ¤nde vom 29./30. April 1996.
Hiernach sei eine in der Zeit zwischen der Ersten juristischen StaatsprÃ¼fung und
der Wiederholung zur Notenverbesserung ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung auch dann
nicht wie eine BeschÃ¤ftigung wÃ¤hrend der Dauer des Studiums zu behandeln,
wenn die Vorbereitungen fÃ¼r die nÃ¤chste PrÃ¼fung vom zeitlichen Umfang her
gegenÃ¼ber der BeschÃ¤ftigung Ã¼berwÃ¶gen. Das Urteil des BAG Ã¼berzeuge
nicht. Zur Vermeidung aufwÃ¤ndiger EinzelfallprÃ¼fungen sei das
Werkstudentenprivileg eng auszulegen und davon auszugehen, dass die
Versicherungsfreiheit mit dem ersten erfolgreichen Abschluss des Staatsexamens
ende. Allein dies entspreche auch der sozialversicherungsrechtlich gebotenen
vorausschauenden Betrachtungsweise.

Die Beigeladene zu 2) schlieÃ�t sich ebenfalls dem Berufungsurteil an, stellt jedoch
keinen Antrag. Die Beigeladene zu 4) hat sich in der Sache nicht geÃ¤uÃ�ert.

II

Die Revision des KlÃ¤gers ist begrÃ¼ndet. Das LSG hat seine Berufung zu Unrecht
zurÃ¼ckgewiesen, das SG seine Klage zu Unrecht abgewiesen. Der Bescheid der
Beklagten vom 4. Mai 1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.
September 1998 ist rechtswidrig. Der KlÃ¤ger war wÃ¤hrend seiner BeschÃ¤ftigung
bei der Beigeladenen zu 4) auch vom 11. Juli 1997 bis zum 30. September 1997
versicherungsfrei in der Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung sowie
beitragsfrei zur Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit.

1. Als entgeltlich BeschÃ¤ftigter der UniversitÃ¤t war der KlÃ¤ger in dieser Zeit
grundsÃ¤tzlich versicherungspflichtig in der Rentenversicherung (Â§ 1 Satz 1 Nr 1
SGB VI), der Krankenversicherung (Â§ 5 Abs 1 Nr 1 SGB V) und der sozialen
Pflegeversicherung (Â§ 20 Abs 1 Satz 1 SGB XI). Ebenso bestand grundsÃ¤tzlich
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Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung (Â§ 168 Abs 1 Satz 1 AFG). Der
KlÃ¤ger war wegen der HÃ¶he des Entgelts von mehr als 800 DM monatlich nicht
wegen GeringfÃ¼gigkeit der BeschÃ¤ftigung versicherungs- und beitragsfrei. Er war
es in seiner BeschÃ¤ftigung jedoch ausnahmsweise nach Â§ 230 Abs 4 Satz 1 iVm 
Â§ 5 Abs 3 SGB VI, Â§ 6 Abs 1 Nr 3 SGB V, Â§ 20 Abs 1 Satz 1 SGB XI und Â§ 169b
Satz 1 Nr 2 AFG, weil er wÃ¤hrend der Dauer seines Studiums als ordentlicher
Studierender einer Hochschule gegen Entgelt beschÃ¤ftigt war.

2. Personen wie der KlÃ¤ger, die nach Bestehen der Ersten juristischen
StaatsprÃ¼fung im Freiversuch eine Wiederholung zur Notenverbesserung
betreiben, fallen noch unter das Werkstudentenprivileg, wenn sie "ordentliche
Studierende einer Hochschule" iS der genannten Vorschriften sind.

a) Dieses ist zunÃ¤chst nur, wer an einer Hochschule eingeschrieben
(immatrikuliert) ist (zu diesem Erfordernis bei der Krankenversicherung der
Studenten BSG SozR 3-2500 Â§ 5 Nr 10 S 36). FÃ¼r die Anwendung des
Werkstudentenprivilegs genÃ¼gt die Einschreibung allein jedoch nicht. Vielmehr
mÃ¼ssen zusÃ¤tzlich Zeit und Arbeitskraft Ã¼berwiegend durch das Studium in
Anspruch genommen werden, sodass das Erscheinungsbild eines Studenten besteht
(stRspr, vgl BSG SozR 2200 Â§ 172 Nr 19 S 40 und Nr 20 S 44; BSG SozR 3-2500 Â§
6 Nr 2 S 3 und Nr 16 S 54 mwN). In der Regel kann bei Studenten bis zum Ende
eines Erststudiums mit dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss ohne
aufwÃ¤ndige Ermittlungen im Einzelfall davon ausgegangen werden, dass sie sich
Ã¼berwiegend dem Studium widmen. Widerlegt wird das allerdings, wenn der
Student in grÃ¶Ã�erem Umfang einer BeschÃ¤ftigung nachgeht und dann das
Erscheinungsbild eines Arbeitnehmers bietet. Insofern geht der Senat in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung davon aus, dass mit dem Erscheinungsbild eines Studenten in der
Regel nur eine BeschÃ¤ftigung von wÃ¶chentlich bis zu hÃ¶chstens 20 Stunden
wÃ¤hrend des Semesters vereinbar ist und dass diese Grenze nur in den von
Studienanforderungen freien Semesterferien Ã¼berschritten werden darf (zuletzt
Urteil vom 11. November 2003 â�� B 12 KR 24/03 R, zur VerÃ¶ffentlichung bei SozR
4-2500 Â§ 6 vorgesehen).

b) Der hauptsÃ¤chliche Anwendungsbereich des Werkstudentenprivilegs liegt
wÃ¤hrend des Erststudiums. Es kann jedoch auch noch gelten, wenn das
Erststudium bereits abgeschlossen ist und danach ein Zweit- oder
Erweiterungsstudium durchgefÃ¼hrt wird (BSGE 71, 144 = SozR 3-2200 Â§ 172 Nr
2). Allerdings ist es dann nach diesem Urteil anders als vor Abschluss des
Erststudiums erforderlich festzustellen, ob das Zweit- oder Erweiterungsstudium in
einem geregelten Studiengang auf einen weiteren Abschluss gerichtet ist. Solche
besonderen Feststellungen sind bei eingeschriebenen Studenten, die nach dem
Bestehen der Ersten juristischen StaatsprÃ¼fung eine Wiederholung zur
Notenverbesserung betreiben, nicht erforderlich. Diese Zeit ist vielmehr noch dem
Erststudium zuzurechnen. Das ergibt sich unter BerÃ¼cksichtigung von Sinn und
Zweck des Freiversuchs aus seiner rechtlichen Ausgestaltung.

3. Unter dem Freiversuch ist eine innerhalb der Regelstudienzeit abgelegte
AbschlussprÃ¼fung zu verstehen, die im Fall des Nichtbestehens als nicht
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unternommen gilt. Wird die AbschlussprÃ¼fung im Freiversuch bestanden, so kann
sie zur Notenverbesserung einmal wiederholt werden (vgl Â§ 15 Abs 2
Hochschulrahmengesetz (HRG), Â§ 5d Abs 5 des Deutschen Richtergesetzes (DRiG),
Â§ 14 Abs 1 Satz 1, Abs 2 Satz 1 der Berliner Ausbildungs- und PrÃ¼fungsordnung
fÃ¼r Juristen idF der Bekanntmachung vom 4. November 1993, GVBl S 558 (JAO
Berlin 1993) sowie idF der Bekanntmachung vom 5. Oktober 1998, GVBl S 283, ber
S 424 (JAO Berlin 1998)).

a) Der Freiversuch wurde erstmals in Bayern durch Verordnung vom 1. Juni 1990
(GVBl S 192) eingefÃ¼hrt. Dem bayerischen Vorbild folgten Rheinland-Pfalz (Gesetz
vom 15. MÃ¤rz 1991, GVBl S 78), Baden-WÃ¼rttemberg (Verordnung vom 4. Juni
1991, GBl S 305), Sachsen (Verordnung vom 22. August 1991, SÃ¤chsGVBl S 327),
Saarland (Gesetz vom 29. Oktober 1991, ABl S 1262), Berlin (Verordnung vom 3.
Dezember 1991, GVBl S 277), Hessen (Gesetz vom 2. April 1992, GVBl I S 118) und
Niedersachsen (Verordnung vom 13. April 1992, NdsGVBl S 99). Nachdem der Bund
eine Regelung Ã¼ber den Freiversuch in das DRiG aufgenommen hatte (Gesetz
vom 20. November 1992, BGBl I S 1926), fÃ¼hrten ihn auch die Ã¼brigen
BundeslÃ¤nder ein. Seit dem Gesetz zur Reform der Juristenausbildung vom 11. Juli
2002 (BGBl I S 2592) bezieht sich die Freiversuchs-Regelung des Â§ 5d Abs 5 DRiG
nur noch auf den staatlichen PrÃ¼fungsteil (PflichtfachprÃ¼fung). Ob fÃ¼r den
universitÃ¤ren PrÃ¼fungsteil (SchwerpunktbereichsprÃ¼fung) eine vergleichbare
Regelung gelten soll, ist dem Landesrecht Ã¼berlassen, wobei eine entsprechende
Regelung von den UniversitÃ¤ten getroffen werden kann (vgl BT-Drucks 14/7176 S
14). Denn mit Gesetz vom 20. August 1998 (BGBl I S 2190) ist der Freiversuch auch
in das Hochschulrahmengesetz (Â§ 15 Abs 2 HRG) Ã¼bernommen worden. Die
LÃ¤nder haben in ihren Hochschulgesetzen die Hochschulen zumindest
ermÃ¤chtigt, in ihre PrÃ¼fungsordnungen Regelungen Ã¼ber den Freiversuch
aufzunehmen (s Â§ 31 Abs 1 Satz 2 des Berliner Hochschulgesetzes (BerlHG); Â§ 51
Abs 2 Satz 2 des UniversitÃ¤tsgesetzes Baden-WÃ¼rttemberg (UG BW); Art 81 Abs
6 des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG); Â§ 13 Abs 3 des
Brandenburgischen Hochschulgesetzes (BbgHG); Â§ 63 Abs 2 des Bremischen
Hochschulgesetzes (BremHG); Â§ 60 Abs 2 Nr 13 des Hamburgischen
Hochschulgesetzes (HmbHG); Â§ 25 Abs 1 Nr 7 des Hessischen Hochschulgesetzes
(HHG); Â§ 15 Abs 4 des Landeshochschulgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (LHG
MV); Â§ 7 Abs 3 des NiedersÃ¤chsischen Hochschulgesetzes (NHG); Â§ 93 Abs 1 und
6 des Hochschulgesetzes Nordrhein-Westfalen (HG NW); Â§ 27a Abs 1 und 2 des
UniversitÃ¤tsgesetzes Rheinland-Pfalz (UG RP); Â§ 72 des SaarlÃ¤ndischen
UniversitÃ¤tsgesetzes (UG Saarland); Â§ 24 Abs 5 des SÃ¤chsischen
Hochschulgesetzes (SÃ¤chsHG); Â§ 18 Abs 2 des Hochschulgesetzes Sachsen-
Anhalt (HSG-LSA); Â§ 86 Abs 8 des Hochschulgesetzes Schleswig-Holstein (HSG SH);
Â§ 22 Abs 2 des ThÃ¼ringer Hochschulgesetzes (ThÃ¼rHG)).

b) FÃ¼r die Zeit, um die es hier beim KlÃ¤ger geht (11. Juli bis 30. September
1997), bestimmte Â§ 14 Abs 1 Satz 1 JAO Berlin 1993, dass eine nicht bestandene
PrÃ¼fung als nicht unternommen gilt, wenn die Zulassung zur PrÃ¼fung innerhalb
von vier Jahren nach Aufnahme des Studiums der Rechtswissenschaft beantragt
wird und alle PrÃ¼fungsleistungen in der auf die Meldung folgenden nÃ¤chsten
PrÃ¼fungskampagne erbracht werden. Ferner konnten nach Â§ 14 Abs 2 Satz 1 JAO
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Berlin 1993 Kandidaten, die die PrÃ¼fung vor dem JustizprÃ¼fungsamt Berlin im
Rahmen des Freiversuchs bestanden haben, diese zur Notenverbesserung
spÃ¤testens in der Ã¼bernÃ¤chsten PrÃ¼fungskampagne einmal wiederholen. Als
Verzicht auf die WiederholungsprÃ¼fung galt es nach Â§ 14 Abs 2 Satz 2 JAO Berlin
1993, wenn der Kandidat ohne genÃ¼gende Entschuldigung eine schriftliche
PrÃ¼fungsleistung nicht oder nicht rechtzeitig erbrachte oder an der mÃ¼ndlichen
PrÃ¼fung nicht teilnahm. Dies wurde mit Verordnung vom 3. September 1998 (GVBl
S 245) dahingehend geÃ¤ndert, dass es als Verzicht auf die
WiederholungsprÃ¼fung gilt, wenn der Kandidat in den juristischen
Vorbereitungsdienst eintritt, bevor er alle schriftlichen Aufsichtsarbeiten angefertigt
hat oder nach Erhalt der Mitteilung Ã¼ber die Bewertung aller Aufsichtsarbeiten
nicht unverzÃ¼glich die Ladung zur mÃ¼ndlichen PrÃ¼fung beantragt, falls der
Punktdurchschnitt aller Aufsichtsarbeiten niedriger ist als das Gesamtergebnis im
Freiversuch (Â§ 14 Abs 2 Satz 3 Buchst a und d JAO Berlin 1998). Eine derartige
Verzichtsfiktion enthÃ¤lt die JAO Berlin idF vom 4. August 2003 (GVBl S 298) nicht
mehr: Nach Â§ 14 Abs 2 Satz 1 JAO Berlin 2003 kann, wer zur Notenverbesserung
zugelassen ist, bis zum Beginn der mÃ¼ndlichen PrÃ¼fung durch schriftliche
ErklÃ¤rung auf die Fortsetzung des PrÃ¼fungsverfahrens verzichten.

c) Zweck der Freiversuchsregelung war die VerkÃ¼rzung des juristischen Studiums.
Dies kam in Â§ 3 des Berliner Gesetzes Ã¼ber die juristische Ausbildung (JAG Berlin)
idF der Bekanntmachung vom 4. November 1993 (GVBl S 554) zum Ausdruck. Dort
wurde bestimmt, dass, um einen frÃ¼hzeitigen Studienabschluss zu fÃ¶rdern, ein
Freiversuch vorgesehen werden kann. Auf Bundesebene wurde der Freiversuch
bezeichnenderweise durch das Gesetz zur VerkÃ¼rzung der Juristenausbildung vom
20. November 1992 (BGBl I S 1926) eingefÃ¼hrt. In den Gesetzesmaterialien heiÃ�t
es dazu, die â�� sachgerechte â�� BeschrÃ¤nkung auf eine
WiederholungsmÃ¶glichkeit fÃ¼hre bei vielen Examenskandidaten zu einer
VerstÃ¤rkung der PrÃ¼fungsangst mit der Folge, dass die Meldung zum ersten
PrÃ¼fungsversuch immer weiter hinausgezÃ¶gert werde; dem solle dadurch
begegnet werden, dass eine zusÃ¤tzliche PrÃ¼fungsmÃ¶glichkeit eingefÃ¼hrt
werde, die im Versagensfalle folgenlos sei (BT-Drucks 12/2280 S 5 und 7). Die
VerkÃ¼rzung der Studienzeit sollte nicht durch Sanktionen, sondern durch
Ermutigung zur PrÃ¼fungsteilnahme erreicht werden (vgl Eggensperger, VBlBW
1991, 314; Kauffmann, BayVBl 1990, 748). Da den Studierenden nicht nur die Angst
vor dem Versagen in der PrÃ¼fung, sondern auch die vor dem schlechten
Abschneiden genommen werden sollte (vgl Eggensperger, JuS 1993, 87, 88), wurde
mit der EinfÃ¼hrung des Freiversuchs auch die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet, die
PrÃ¼fung zur Notenverbesserung zu wiederholen. In der Praxis hat sich der
Freiversuch bewÃ¤hrt, obwohl er nicht unumstritten war (s SchÃ¶bel, BayVBl 1996,
257 mwN). Die durchschnittliche Studienzeit hat sich deutlich verkÃ¼rzt. Dabei
waren die Teilnehmer am Freiversuch sogar Ã¼berdurchschnittlich erfolgreich
(SchÃ¶bel, BayVBl 2001, 161, 162 f).

d) Die Wiederholung der Ersten juristischen StaatsprÃ¼fung zur Notenverbesserung
ist Teil eines GesamtprÃ¼fungsverfahrens. Sie dient der Verbesserung des bereits
erlangten Abschlusses und damit der spÃ¤teren Berufschancen, ohne den Erwerb
zusÃ¤tzlicher Kenntnisse als Voraussetzung zu fordern oder eine weitere formale
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Qualifikation zu vermitteln. Kann in der WiederholungsprÃ¼fung eine
Notenverbesserung erzielt werden, ist erst hiermit der endgÃ¼ltige Abschluss
erworben. Andernfalls steht frÃ¼hestens mit dem Ergebnis der
WiederholungsprÃ¼fung oder demjenigen frÃ¼heren Zeitpunkt, zu dem die
Wiederholung zur Notenverbesserung ausgeschlossen ist oder abgebrochen wird,
fest, dass es bei dem im Freiversuch erzielten Ergebnis bleibt (s Â§ 14 Abs 2 Satz 3
und 4 JAO Berlin 1993 bzw Â§ 14 Abs 2 Satz 4 und 5 JAO Berlin 1998). Folglich ist
der bereits erworbene Abschluss nur schwebend wirksam, das Studium mit ihm
noch nicht beendet und gilt stets nur ein einziges Ergebnis, das im Rahmen eines
die einzelnen PrÃ¼fungsverfahren umfassenden mehrteiligen
GesamtprÃ¼fungsverfahrens ermittelt wird (in diesem Sinne schon das BAG im
Urteil vom 20. August 2002 in AP Nr 8 zu Â§ 611 BGB Werkstudent). Mag sich dies
auch nicht unmittelbar aus Â§ 14 Abs 2 JAO Berlin 1993 ergeben, so folgt doch ein
Konzept des GesamtprÃ¼fungsverfahrens daraus, dass keine Gefahr des
nachtrÃ¤glichen Verlusts der bereits erzielten Qualifikation besteht und erst mit
dem Abschluss des Wiederholungsverfahrens endgÃ¼ltig feststeht, welches von
mehreren Ergebnissen Bestand hat.

e) Sozialversicherungsrechtlich ist das Wiederholungsverfahren zur
Notenverbesserung im Rahmen eines GesamtprÃ¼fungsverfahrens nach den
Regeln fÃ¼r das Erststudium zu behandeln. Damit hat grundsÃ¤tzlich auch der
Gesamtzeitraum bis zum Abschluss der WiederholungsprÃ¼fung noch Anteil an der
berufsqualifizierenden Zielrichtung des Erststudiums, ohne dass diese â�� anders
als etwa bei einem Zweit- oder Erweiterungsstudium â�� der weiteren BestÃ¤tigung
im Einzelfall bedÃ¼rfte. Ebenso bietet, wer noch die MÃ¶glichkeit zur
WiederholungsprÃ¼fung hat, vorbehaltlich tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher
Hindernisse fÃ¼r das Studium im Einzelfall noch die GewÃ¤hr, dass es sich bei ihm
seinem Gesamtbild nach um einen Studenten handelt. Bei ihm ist nÃ¤mlich bereits
auf Grund der Immatrikulation von dem erklÃ¤rten Willen auszugehen, das Studium
betreiben zu wollen, was zu den mit der Einschreibung Ã¼bernommenen
allgemeinen Studentenpflichten gehÃ¶rt. Der mit der Immatrikulation bekundete
Wille umfasst nach dem erfolgreichen Freiversuch (Bestehen der PrÃ¼fung) unter
den folgenden EinschrÃ¤nkungen regelmÃ¤Ã�ig auch die Bekundung, von der
MÃ¶glichkeit zur WiederholungsprÃ¼fung Gebrauch machen zu wollen. Da Â§ 1 JAG
Berlin weder idF des Gesetzes vom 4. November 1993 (GVBl S 554) noch idF des
Gesetzes vom 14. Juni 1995 (GVBl S 356) besondere Zulassungsvoraussetzungen
fÃ¼r Teilnehmer an der NotenverbesserungsprÃ¼fung vorsah, genÃ¼gt insofern,
dass die Erwartung nicht widerlegt wird, die Zeit bis zur WiederholungsprÃ¼fung
werde auch ohne den Besuch von Vorlesungen fÃ¼r den Erwerb weiterer
Kenntnisse genutzt werden, um so eine Ergebnisverbesserung zu erreichen.

f) FÃ¼r den Fortbestand der Studenteneigenschaft und des entsprechenden
Erscheinungsbildes iS des Werkstudentenprivilegs bei denjenigen, die in der
Juristenausbildung einen erfolgreichen Freiversuch zur Notenverbesserung
wiederholen, gelten allerdings folgende, diesen VerhÃ¤ltnissen angepasste
Anforderungen und EinschrÃ¤nkungen: UnerlÃ¤sslich ist die fortbestehende
Einschreibung. Der Nachweis eines Besuches von Lehrveranstaltungen der
UniversitÃ¤t ist nicht erforderlich, soweit er â�� wie Ã¼blich â�� fÃ¼r die
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WiederholungsprÃ¼fung nicht verlangt wird. Er kann jedoch, wenn er vorgelegt
wird, den Wiederholungswillen bestÃ¤tigen. Ferner dÃ¼rfen dem
Werkstudentenprivileg nicht Hindernisse entgegenstehen, die seine Anwendung
schon wÃ¤hrend eines sonstigen Erststudiums ausschlieÃ�en. Dazu gehÃ¶rt vor
allem eine Ã¼berwiegende BeschÃ¤ftigung als Arbeitnehmer. Das
Werkstudentenprivileg scheidet ferner aus, wenn der Betreffende den erreichten
Abschluss des ersten juristischen Staatsexamens benutzt, um eine entsprechend
hÃ¶her qualifizierte BeschÃ¤ftigung aufzunehmen, insbesondere in den
Vorbereitungsdienst einzutreten. SchlieÃ�lich kann der Wiederholer zur
Notenverbesserung nur so lange als Werkstudent betrachtet werden, wie er die
fÃ¼r das Wiederholungsverfahren zur Notenverbesserung geltenden
Verfahrensvorschriften einhÃ¤lt. Dazu gehÃ¶rt die rechtzeitige Meldung zur
WiederholungsprÃ¼fung, die Einhaltung etwaiger weiterer Verfahrensvorschriften
und die Teilnahme an der WiederholungsprÃ¼fung selbst. Wenn das
Wiederholungsverfahren ausbildungsrechtlich abgebrochen wird, als abgebrochen
gilt oder beendet ist, scheidet sozialversicherungsrechtlich die Anwendung des
Werkstudentenprivilegs ab diesem Zeitpunkt aus.

g) Unter diesen Voraussetzungen und EinschrÃ¤nkungen vermag der Senat dem
Vorbringen der Revision und der Ansicht der SpitzenverbÃ¤nde nicht zu folgen, dass
die Anwendung des Werkstudentenprivilegs in jedem Fall mit dem erfolgreichen
Freiversuch ende. Eine solche Ansicht unterlÃ¤uft die ausbildungsrechtliche
Tendenz der Freiversuchsregelung, das Erste juristische Staatsexamen ohne
Nachteile zum Zwecke der Notenverbesserung wiederholen zu kÃ¶nnen (oben c).
Den berechtigten BefÃ¼rchtungen der VersicherungstrÃ¤ger, das
Werkstudentenprivileg werde unter dem Vorwand eines Wiederholungsvorhabens
missbraucht, um BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse fÃ¼r lange Zeit versicherungs- und
beitragsfrei zu stellen, wird durch die genannten Voraussetzungen und
EinschrÃ¤nkungen beim Werkstudentenprivileg Rechnung getragen, die auch eine
vorausschauende Betrachtungsweise ermÃ¶glichen. Bei der hier zu beurteilenden
Wiederholung des Ersten juristischen Staatsexamens wird einer ausufernden
Anwendung des Werkstudentenprivilegs vor allem durch Regelungen des
Ausbildungsrechts vorgebeugt, nach denen die WiederholungsprÃ¼fung zur
Notenverbesserung spÃ¤testens ein Jahr nach Bekanntgabe des Ergebnisses der
erstmalig bestandenen PrÃ¼fung begonnen werden muss (vgl Â§ 14 Abs 2 Satz 1
JAO Berlin 1993/1998; Â§ 22 Abs 1 Satz 1 der Juristenausbildungs- und
PrÃ¼fungsordnung Baden-WÃ¼rttemberg; Â§ 30 Abs 1 Satz 2 der Bayerischen
Ausbildungs- und PrÃ¼fungsordnung fÃ¼r Juristen; Â§ 36 Abs 1 Satz 2 der
Brandenburgischen Juristenausbildungsordnung; Â§ 25 Abs 2 Satz 3 des Bremischen
Juristenausbildungs- und PrÃ¼fungsgesetzes; Â§ 24a Abs 2 Satz 2 der
Hamburgischen Juristenausbildungsordnung; Â§ 21a Abs 5 des Hessischen
Juristenausbildungsgesetzes; Â§ 22 Abs 3 Satz 2 der Juristenausbildungs- und
PrÃ¼fungsordnung Mecklenburg-Vorpommern; Â§ 19 Satz 2 des
NiedersÃ¤chsischen Juristenausbildungsgesetzes; Â§ 18b Abs 1 Satz 2 des
Juristenausbildungsgesetzes Nordrhein-Westfalen; Â§ 3 Abs 7 Satz 3 des
Juristenausbildungsgesetzes Rheinland-Pfalz; Â§ 20 Abs 4 Satz 2 des
SaarlÃ¤ndischen Juristenausbildungsgesetzes; Â§ 36 Abs 1 Satz 2 der SÃ¤chsischen
Juristenausbildungs- und PrÃ¼fungsordnung; Â§ 27 Abs 1 der Juristenausbildungs-
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und PrÃ¼fungsordnung Sachsen-Anhalt; Â§ 28 Abs 1 Satz 1 Nr 2 der
Juristenausbildungsverordnung Schleswig-Holstein; Â§ 31 Abs 3 Satz 1 der
ThÃ¼ringer Juristenausbildungs- und PrÃ¼fungsordnung). Auf Zweifel daran, ob das
Werkstudentenprivileg Ã¼berhaupt noch zeitgemÃ¤Ã� ist, hat der Senat an anderer
Stelle hingewiesen (Urteil vom 11. November 2003 â�� B 12 KR 24/03 R, zur
VerÃ¶ffentlichung bei SozR 4-2500 Â§ 6 vorgesehen).

4. Hiernach war der KlÃ¤ger des vorliegenden Verfahrens auch in der Zeit vom 11.
Juli bis 30. September 1997 in seiner BeschÃ¤ftigung bei der Beigeladenen zu 4)
versicherungs- und beitragsfrei. Er war, wie das LSG festgestellt hat, als Student
eingeschrieben. Der Nachweis des Besuchs von Lehrveranstaltungen der
UniversitÃ¤t war nicht erforderlich, zumal in der genannten Zeit ohnehin
Semesterferien waren. Die Wochenarbeitszeit betrug beim KlÃ¤ger nur zehn
Stunden und beeintrÃ¤chtigte das Erscheinungsbild eines Studenten nicht. Der
KlÃ¤ger hat sich auch fristgerecht zur WiederholungsprÃ¼fung gemeldet. Einer
darÃ¼ber hinausgehenden besonderen Pflicht zur vorzeitigen Meldung, um die
Geltung des Werkstudentenprivilegs zu erhalten, bedurfte es entgegen der Ansicht
des LSG nicht. Das vom KlÃ¤ger geltend gemachte, von vornherein bestehende
Wiederholungsvorhaben zur Notenverbesserung wird bei ihm im Ã�brigen dadurch
bestÃ¤tigt, dass er die WiederholungsprÃ¼fung tatsÃ¤chlich abgelegt hat. Auf
deren Erfolg kommt es im vorliegenden Zusammenhang nicht an.

5. Hiernach waren die Urteile der Vorinstanzen und die angefochtenen Bescheide
der Beklagten aufzuheben sowie die Versicherungs- und Beitragsfreiheit des
KlÃ¤gers in der BeschÃ¤ftigung fÃ¼r die genannte Zeit festzustellen. Die
Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Erstellt am: 22.01.2004

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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